Ja. Jetzt bauen wir daraus kein loses Anschreiben, sondern ein bundesweit einheitliches Vorverfahren, das später die Klage trägt.
Die wichtigste Präzisierung vorweg: Der spätere Rechtsweg wird sich nicht frei auf beliebige Verwaltungsgerichte verteilen lassen. Die örtliche Zuständigkeit bestimmt sich nach den gesetzlichen Gerichtsstandsregeln und kann insbesondere von der beklagten Rundfunkanstalt, ihrem Sitz und der konkreten Anspruchsgrundlage abhängen. Deshalb dürfen wir nicht versprechen, dass jede der 50 Klagen zwingend vor dem Wohnsitzgericht des jeweiligen Klägers landet. Das Ziel bleibt aber richtig: möglichst viele Gerichte und Obergerichte mit derselben Grundsatzfrage zu befassen.
Außerdem gibt es bislang keinen eindeutig geregelten allgemeinen Anspruch eines Beitragspflichtigen auf Herausgabe sämtlicher Rundfunkdaten. Genau das soll gerichtlich geklärt werden. Deshalb müssen die vorgerichtlichen Anträge so präzise sein, dass die Anstalten später nicht mit Recht behaupten können, es sei eine grenzenlose Datenausforschung verlangt worden.
Das V-Gutachten liefert hierfür das Fundament: Es beschreibt die hohe gerichtliche Substantiierungsschwelle, die monopolistische Datenhaltung der Anstalten, die Unvollständigkeit öffentlicher Archive und den daraus entstehenden strukturellen Beweisnotstand. Das Rundfunkalarm-Material ergänzt, dass die internen Beschwerde- und Gremienwege von den Gerichten bislang als für den konkreten Beitragsbescheid nicht entscheidungserheblich behandelt und eine Beiziehung interner Beschwerdeunterlagen abgelehnt wird. 
Die ARD erklärt selbst, ihre Archive, die Archive des ZDF und Deutschlandradios leisteten durch die Zugänglichmachung von Originalquellen einen gesellschaftlichen Beitrag und böten einen einheitlichen Zugang für Wissenschaft und Forschung. Die Bestände sind allerdings föderal und dezentral organisiert. Genau daran knüpfen wir an.
Das Paket für die 50 Kläger
Jeder Kläger benötigt im Kern fünf Dokumente:
1. einen Antrag an seine zuständige Landesrundfunkanstalt; 
1. einen gesonderten Antrag an das ZDF; 
1. einen gesonderten Antrag an Deutschlandradio; 
1. einen Antrag auf Datensicherung; 
1. nach Ablehnung oder Schweigen eine Erinnerung mit Aufforderung zur rechtsmittelfähigen Entscheidung. 
Zusätzlich sollte zentral ein Forschungs- und Datenblatt beigefügt werden, damit überall exakt dasselbe Untersuchungsdesign zugrunde liegt.
 

